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entsteht nur dann, wenn der erhöhte Arbeitsschutz - gesetzes· 
widrig - als Vorwand zur Lohnminderung mißbraucht wird. 

Wiederholte höchstrichterliche Rechtsprechung sowie das 
arbeitsrechtliche EG-Anpassungsgesetz nach § 612 li BGB nor· 
mieren ausdrücklich : ,.Die Vereinbarung einer geringeren Ver· 
gütung wird nicht dadurch gerechtfertigt, daß wegen des Ge· 
schlechts des Arbeitnehmers besondere Schutzvorschriften gel· 
ten" . Angemessen ist für eine Novellierung einzig die Orientie· 
rung an einer wirksamen Regelung des umfassenden Gesundheits· 
schutzes für a I I e abhängig Beschäftigten . Solcherart Regelun· 
gen können von vielerlei Faktoren abhängig sein: vom Arbeits· 
platz, von Alter und Geschlecht der /des Betroffenen, ihrer/seiner 
individuellen Leistungsfähigkeit und vieles andere mehr. Jeden· 
falls führen schematische Regeln sicherlich nicht zu dem ge· 
wünschten Ergebnis. Daher sind differenzierte Kenntnisse der 
fraglichen Arbeitsplätze unabdingbare Voraussetzung für befrie· 
digende Lösungen. 
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Neue Ziele der beruflichen Weiterbildung 
für arbeitslose Frauen 

1. Zur Analyse der gegenwärtigen Problemlage 

1.1 Arbeitsmarkt und berufliche Weiterbildung: 
zu wenig Platz für Frauen 

Knapp 2 Millionen Arbeitslose, über 2,1 Millionen Sozialhilfe· 
empfänger/i nnen sind inwischen in der Bundesrepublik Deutsch· 
land registriert . Diese nüchternen Zahlen lassen das psychische 
und materielle Elend nur ahnen, das sich für Betroffene und ihre 
Angehörigen dahinter verbirgt [1). Nimmt die Arbeitslosigkeit, 
wie es in den meisten Prognosen erwartet wird, weiterhin zu, 
werden sich die Probleme der Arbeitslosen mit .. Mehrfachbeein· 
trächtigungen" [2) (Gesundheit , Alter, Ausbildung usw.) ver· 
schärfen . Diese Personengruppe, die in der Verbraucherbildung 
mit Obdachlosen durch den Begriff der .. Multiproblemgruppe" 
[3) bezeichnet ist, wird dann auch für die Berufsbildung mit 
Arbeitslosen zur dauerhaften Herausforderung werden. Der Zu· 
sammenhang zwischen Arbeitslosigkeit, gesundheitlicher Beein· 
trächtigung und Gefährdung, fehlender Qualifikation und Ver· 
armung macht deutlich , daß für diese komplexen Probleme das 
bestehende Instrumentarium der Berufsbildung erweitert wer· 
den muß. 

Internationale Konferenzen haben in den letzten beiden Jahren 
öffentlich gemacht, daß weibliche Arbeitslose zu den Zielgruppen 
gehören, die von solchen Problemen auf vielfältige Weise betraf· 
fen sind [ 4). Von diesem internationalen Erfahrungsaustausch 
gingen starke Impulse für Innovationen in der Berufsbildung mit 
arbeitslosen Frauen aus . 

Insbesondere Frauen mit geringer beruflicher Qualifikation soll· 
ten mehr Chancen zur Verbesserung ihrer Arbeitssituation und 
ihrer beruflichen Qualifizierung eingeräumt werden. Denn in der 
Bundesrepublik Deutschland verfügen Frauen wesentlich seltener 
als Männer über einen beruflichen Abschluß. 53 Prozent der 
weiblichen Wohnbevölkerung (20· bis 69jährige einschließlich 
Ausländerinnen) , aber nur 25 Prozent der männlichen Wohnbe· 
völkerung konnten keine formalisierte Berufsausbildung ab· 

schließen [5) . Unter den weiblichen Erwerbspersonen sind es 
44 Prozent [6). Bei den jüngeren Frauen war zwar in den letzten 
Jahren eine deutliche Abnahme des Anteils derjenigen zu ver· 
zeichnen, die keinen Ausbildungsabschluß vorweisen konnten ; 
unter den nachrückenden Jugendlichen stellen Mädchen jedoch 
wieder einen überproportional hohen Anteil an den Ausbildungs· 
platzsuchenden und Arbeitslosen [7) . Selbst Berufe, die tradi· 
tionell und überwiegend von Frauen besetzt sind, werden viel· 
fach nur un· und angelernt von ihnen ausgeübt (Tabelle 1) : 

Tabelle 1: Anteil der Frauen ohne Berufsausbildungsabschluß 
in einigen ausgewählten Berufsgruppen [8] 

Warenaufmacher, Versandfertigmacher (z . B. Packer, 
Warenprüfer, Sortierer usw.) 77 % 
Hauswirtschaftliche Betreuer 75 % 
Köche 73 % 
Näher 64% 
Verkäufer 32 % 
Groß·/ Einzelhandelskaufleute 28 % 
Büroangestellte 25 % 
Bankangestellte 24 % 

Hatten Frauen sich in .. männliche" Berufsbereiche wie die 
Metall-/Elektrobranche vorgewagt, so fanden sie dort in der 
Regel nur einfache monotone Arbeitsplätze vor [9], Lücken in der 
Technologieentwicklung und ·anwendung, die dann im Zeichen 
der Wirtschaftskrise verstärkt durch Automation und Entlassun­
gen geschlossen wurden . Selbst Facharbeiter unter den männ· 
Iichen Arbeitskräften in dieser Branche werden neuerdings von 
dieser Entwicklung betroffen. Beim einsetzenden Verdrängungs· 
Wettbewerb haben auch ausgebildete Frauen nur wenig Chancen 
auf Einstellung. 
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Bei Forderungen nach Verbesserungen der besonderen Situation 
von Frauen in der beruflichen Bildung fällt jedoch dem .. erlern­
ten Beruf" als bildungspolitischer Priorität nach wie vor die 
größte Aufmerksamkeit zu; er gibt nämlich das wesentliche 
Merkmal von Status ab und wird - anders als in anderen Län­
dern - in einem einphasigen formalisierten Prozeß erlernt und 
formal zertifiziert. Spätestens seit Einbruch der Krise 1974 und 
nach jahrelanger Massenarbeitslosigkeit ist aber deutlich ge­
worden, daß allein mit der Zielsetzung ,.Nachholen des beruf­
lichen Abschlusses" die Lösung von Arbeitsmarktproblemen 
nicht vorangetrieben werden konnte. Insbesondere trug sie nicht 
dazu bei, diejenigen, die keinen beruflichen Abschluß hatten, 
während ihrer Arbeitslosigkeit dann auch t a t s ä c h I i c h zu 
erreichen und in berufsqualifizierenden Lehrgängen zu den 
entsprechenden Abschlußprüfungen zu führen. Statt dessen hielt 
sich der Anteil der Un- und Angelernten an den Arbeitslosen mit 
über 50 Prozent weitgehend konstant (10]. Der Anteil arbeits­
loser Frauen an den Arbeitslosen sank ebenfalls nicht unter die 
50 Prozent-Grenze, obwohl sie nur 37 Prozent der Gesamt­
beschäftigtenzahl stellen [11]. 

Durch die vorhandenen Weiterbildungsangebote konnte bisher 
weder das Problem der geringen Weiterbildungsbeteiligung der 
Un- und Angelernten an abschlußbezogenen Lehrgängen gelöst 
werden, noch gelang es, Frauen für andere als die kaufmännischen 
Weiterbildungsangebote verstärkt zu werben. Auch gezielte Be­
mühungen wie Motivationskurse für Arbeitslose (vgl. Kap. 2.3) 
oder Eingliederungshilfen für .. Problemgruppen" des Arbeits­
marktes haben nicht dazu geführt, daß die Arbeitslosen mit 
geringer Qualifikation in berufsqualifizierende abschlußbezogene 
Maßnahmen verstärkt eingetreten wären [ 12]. 

Diese Situation kann nicht nur darauf zurückgeführt werden, 
daß es sich bei den un- und angelernten Arbeitslosen eben um 
,.bi ldungsferne Schichten" handelt, deren vorangegangenes Bil­
dungsdefizit im Erwachsenenalter ,.kumuliert" und die deshalb 
nicht bereit sind, an Weiterbildung teilzunehmen. Es muß viel­
mehr auch die Tatsache berücksichtigt werden, daß sie einem 
Weiterbildungsangebot gegenüberstehen, das nach wir vor in 
Inhalt, Form, Methode und Zielsetzung festhält an Vorstellun­
gen, die 1. von einem motivierten, lerngewohnten Teilnehmer­
kreis ausgehen und 2. eine geschlechtsspezifische Differenzierung 
weiterführen. Hinzu kommt, daß die ,.Belohnung" für erfolg­
reiche Weiterbildungsbeteiligung, nämlich die in Aussicht ge­
stellte berufliche ,.Verwertung" des neu Erlernten in einer zu­
friedenstellenden Berufstätigkeit, angesichts wachsender Arbeits­
losigkeit immer fraglicher wird . Dadurch dürfte das Interesse ins­
besondere an längerfristigen Maßnahmen zusätzlich sinken. Bil­
dungs- und geschlechtsspezifische Benachteiligung, die ihren Aus­
druck in der Arbeitslosigkeit der Betroffenen findet, kann nicht 
ohne Berücksichtigung der individuellen Voraussetzungen der 
Betroffenen, der Situation des Arbeitsmarkts und der gesell ­
schaftlichen Entwicklungen abgebaut werden. Notwendig ist eine 
differenzierte Vorgehensweise bei den Weiterbildungsangeboten, 
vor allem unter Berücksichtigung der jeweiligen Zielgruppen. 
Die berufliche Weiterbildung muß die hier kurz skizzierten Pro­
bleme deshalb als Herausforderung für ihre Praxis annehmen. 

1.2 .. Konsolidierung" des Arbeitsförderungsgesetzes : 
Auswirkung der Kürzungen 

Die Sparpolitik der Bundesregierung trifft trotz steigender Ar­
beitslosigkeit auch die Bundesanstalt für Arbeit . Besonders die 
erheblichen Kürzungen , die durch das Arbeitsförderungs-Kon­
solidierungsgesetz (AFKG) (13] in Kraft traten und durch neue 
Regelungen für die Zumutbarkeit von Arbeit noch verschärft 
werden, werden kaum dazu beitragen, die besonderen Probleme 
von Frauen in der Berufsbildung und am Arbeitsmarkt zu er­
leichtern. 

Frauen werden von diesen Maßnahmen besonders hart betroffen, 
weil , 

diejenigen, die vorher nicht Beitragszahler waren, nicht mehr 
voll gefördert werden können, auch wenn sie gezwungen sind, 
eine Beschäftigungaufgrund veränderter persönlicher Verhält­
nisse aufzunehmen; 

Hausfrauenjahre nicht mehr gleichwertig mit Berufsjahren 
sind, wenn es um die Förderungsvoraussetzungen für eine 
berufliche Fortbildung geht; 

Einsparungen beim Unterhaltsgeld für Fortbildungs- und Um­
schulungsmaßnahmen vorgesehen werden , da die der Be­
rechnung zugrundeliegenden Löhne bei Frauen ohnehin rund 
ein Drittel niedriger als die der Männer sind und sie ·daher 
verstärkt auf Sozialhilfe angewiesen sein werden ; 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bei Arbeitgebern des öffent­
lichen Rechts nicht mehr genehmigt werden sollen, denn 70 
bis 90 Prozent aller in ABM-Maßnahmen geförderten Frauen 
waren bei öffentlichen Arbeitgebern beschäftigt; 

diejenigen keinen Anspruch mehr auf Arbeitslosengeld haben 
werden, die weniger als zwölf Monate Beiträge zur Arbeits­
losenversicherung zuvor entrichtet haben . Davon sind nur 
Saisonarbeiter/innen ausgenommen, nicht aber die 190 000 
Frauen pro Jahr, die in Beschäftigungsverhältnisse mit weniger 
als drei Monaten Dauer (bei insgesamt 540 000 weiblichen 
Vermittelten) vermittelt werden (14] . 

Die neue .. Zumutbarkeitsregelung", wie sie jetzt im Verwaltungs­
rat der Bundesanstalt für Arbeit beschlossen worden ist, trifft 
vor allem teilzeitarbeitsuchende Frauen , da sie nach viermona­
tiger Arbeitslosigkeit auch in Ganztagsstellen vermittelt werden 
dürfen. Zur Ablehnung einer Ganztagstätigkeit muß nicht nur 
ein Kind unter 16 Jahren vorhanden sein , sondern - entgegen 
der bisher nicht aufgehobenen Aufsichts- und Sorgeverpflich­
tung der Eitern - auch noch dessen ,.Aufsichtsbedürftigkeit" 
festgestellt werden . Auch die Belastung durch die längerfristige 
Pflege eines kranken Familienangehörigen ist nach Ablauf der 
Viermonatsfrist kein ausreichender Grund mehr für die Ab­
lehnung einer Ganztagstätigkeit, obwohl sie für Krankenkassen­
und Sozialhilfeetats eine Entlastung, für den Patienten den 
Erhalt des gewohnten sozialen Umfelds bedeutete. Die Erhöhung 
der täglichen zurnutbaren Wegezeiten zum Arbeitsplatz auf zwei­
einhalb Stunden wird Frauen mit familiären Verpflichtungen 
ebenfalls besonders treffen. 

Daß die Bundesregierung in Zukunft Frauen , die sich beruflich 
fortbilden, in Härtefällen die Kosten der Kinderbetreuung bis 
zu einem Höchstbetrag von DM 60,- monatlich erstatten will, 
muß angesichts der obigen Kürzungen von Leistungen wie ein 
Kuriosum erscheinen und wird aufgrund der verbreiteten Ge­
bührenerhöhungen der Kommunen, die ihre leeren Kassen auf­
füllen wollen, kaum noch für die Betreuung eines einzigen Kin­
des im Kindergarten reichen (15]. 
Das Haushaltsstrukturgesetz von 1976 hatte eine Verringerung 
der Eintritte von Frauen in berufliche Fort- und Weiterbildung 
von etwa 70 000 auf rund 40 000 im Jahr zur Folge, halbierte 
also fast die Zahl der bildungswilligen Frauen, die eine Förderung 
bekamen (16]. Die wesentlich rigideren Kürzungen am Arbeits­
förderu ngsgesetz, jetzt , .Arbeitsförderu ngs-Konsol idierungsge­
setz " genannt, werden die bestehenden Ungleichheiten eher ver­
stärken als abbauen. 

1.3 ,.Gemeinschaftsinitiative" : 
zu wenig qualitatives Wachstum 

Auch mit ihrer ,.Gemeinschaftsinitiative für Arbeitsplätze, Wachs­
tum und Stabilität" hat die sozial-liberale Bundesregierung so­
eben ein Programm zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit be­
schlossen, das weder der Frauenarbeitslosigkeit noch der gerin­
gen beruflichen Qualifizierung von Frauen besondere Aufmerk­
samkeit w idmet. Die seit 1977 vorliegenden Vorschläge des DGB 
für eine qualitative Wachstumspolitik wollen dagegen die Wieder­
herstellung von Vollbeschäftigung verbinden mit der Verbesse­
rung von Lebensqualität, vor allem für die benachteiligten 
Schichten. Im Mittelpunkt dieser Vorschläge steht deshalb die 
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Förderung .,gesellschaftlich vorrangiger Bereiche", wie z. B. 
.,sozialer Wohnungs- und Städtebau, Einrichtungen des Bil­
dungs- und Gesundheitswesens, humane Dienstleistungen und 
lnfrastrukturinvestitionen, öffentlicher Nahverkehr in Ballungs­
räumen und Umweltschutz" [17]. Die neue .,Gemeinschafts­
initiative" fördert nur wenige dieser vom DGB vorgeschlagenen 
Verbesserungen der Lebensqualität direkt und verläßt sich im 
wesentlichen auf die quantitativen Wachstumseffekte durch 
lnvestitionsförderung. 

Die vorgesehene Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen 
bedeutet zwar tendenziell eine Wende in der Förderungspolitik, 
wird aber benachteiligten Zielgruppen - wie arbeitslosen 
Frauen - kaum eine eigene Betriebsgründung ermöglichen (vgl. 
Kap. 5), wenn die bisher üblichen Bedingungen bei der Vergabe 
von Krediten beibehalten werden. Die Investitionszulage von 
10 Prozent kann ohnehin von Kleinbetrieben mit wenig Eigen­
kapital kaum genutzt werden. 

1 n den Altstadtgebieten von Großstädten wurde jedoch in den 
letzten Jahren ein "zunehmender Verlust konsumnaher Betriebe" 
verzeichnet [18]. Die verbleibenden schwachen Betriebe werden 
meist von älteren Personen geführt, die deutliche Rückstände 
hinsichtlich materialgerechter Kenntnisse und neuer Werkzeuge 

. aufweisen . Betroffen von der Abwanderung ist die Rest-Bevölke-
• rung in diesen Gebieten durch schwer erreich?are Dienstlei_stun­

gen und häufig große Entfernungen zum Arbeitsplatz . Das 
wiegen kleiner und einkommensschwacher Haushalte verscharft 
die Lage in diesen Stadtteilen zusätzlich . Dienstleistungen, z. B. 
für Reparaturen oder Renovierungen von Haus oder Wohnung, 
werden seltener nachgefragt, da das zentralisierte Dienstleistungs­
angebot durch lange Anfahrtswege zu teuer wird. Tendenziell 
werden nötige Arbeitsleistungen nicht mehr über den offiziel_len 
Arbeitsmarkt abgewickelt, sondern aufdem "informellen Sektor", 
z. B. durch verstärkte Selbsthilfe , Nachbarschaftshilfe oder Ver­
gabe von Gelegenheits- oder Schwarzarbeit, befriedigt [19] . 

Gerade in solchen sanierungsbedürftigen Stadtteilen wohnen viele 
Frauen, deren Familien auf ihre Berufstätigkeit finanziell ange­
wiesen sind . Hier fehlen oft die familienergänzenden und -unter­
stützenden Dienste, die von .,Standort, Zeiten und Kosten" 
her den Frauen besser zugänglich gemacht werden müssen, um 
ihnen ihre Berufstätigkeit zu erleichtern [20]. Kinderbetreu­
ungseinrichtungen, Ganztagsschulen, qualifizierte dezentrale am- . 
bulante Beratungs-, Gesundheits- und Pflegedienste könnten, 
wären sie vorhanden , zu ihrer Entlastung beitragen [21]. 

A 2. Ansätze zur integrierten Problemlösung 

W 2 .1 Internationale Beispiele für 
Stadttei I entwicklungspro jekte 

Die offizielle Arbeitsmarktpolitik vermag offenbar mit ihren 
klassischen Instrumenten diese regionalen und sozialen Probleme 
und die dazugehörigen Bildungsdefizite nicht zu bewältigen . ln 
der Entwicklungspolitik werden zunehmend Projekte gefördert, 
die komplexe Problemlösungen suchen und nicht nach lebens­
fremden Zuständigkeitsprinzipien vorgehen . ln vielen Slum- und 
Squattergebieten der Entwicklungsländer gehört der Wohnungs­
bau wegen der Armut der Bewohner zum "informellen Sektor", 
denn sie können diese Dienstleistungen nicht bezahlen . Dort soll 
die traditionelle Selbsthilfe durch materielle und berufsqualifi ­
zierende Maßnahmen so weiterentwickelt werden, daß neben 
den Wohnungen auch neue Verdienstmöglichkeiten und Verbes­
serungen der sozialen Infrastruktur entstehen [22]. Die Chancen, 
die dieser Sektor bietet, werden bei uns bisher kaum 
wahrgenommen, obwohl hier wichtige Ansatzstellen liegen, um 
insbesondere bildungsmäßig oder aufgrund ihres Geschlechts be­
nachteiligte Arbeitslose kurz- und mittelfristig auf für sie befrie­
digende und gesellschaftlich notwendige Arbeitsbereiche vorzu-
bereiten [23] . -

Auch in einigen Industriestaaten gibt es bereits beispielhafte 
Maßnahmen, die nicht nur die Frauenarbeitslosigkeit bekämpfen 
wollten, sondern gleichzeitig erfolgreich die Stadtteilentwicklung 

förderten und dadurch den Verfall von Wohn- und Lebensquali-
- tät verhinderten [24] . 

Die Amerikanerin Dolores Hayden schildert den Ausgangspunkt, 
der vielen dieser Projekte in USA und Europa gemeinsam ist: 

Die Frau in einer schwierigen Lebenssituation, so z. B. die ar­
beitslose, Strafentlassene, geschiedene oder geschlagene Frau 
"sucht in der Regel Wohnung, Arbeit und Kinderbetreuung 
gleichzeitig. Sie entspricht in ihrer komplizierten Situation 
weder den Vorstellungen eines Arbeitgebers, eines Vermieters 
noch denen der Sozialbürokratie . Eine Umgebung, in der Woh­
nung, Dienstleistung und Arbeitsstätte zusammenkommen, 
würde viele Schwierigkeiten lösen" [25]. 

Diese Schilderung findet ihre Parallelen auch bei uns . Viele der 
uns in den "41a"-Lehrgängen begegnenden Frauen haben genau 
diese vielfältigen Probleme und deshalb wird neuerdings auch 
gefordert, die Auswahl der Lehrgangsteilnehmerinnen stadtteil­
orientiert vorzunehmen. 

Folgende konkrete Vorstellungen zur Verbesserung der Situation 
von arbeitslosen Frauen bestehen : ln Sanierungsgebieten sollen 
Wohnungen für Frauen in besonders schwierigen Lebenssitua­
tionen reserviert und ausgebaut werden, und zwar unter Mithilfe 
der Betroffenen. Für den dann entstehenden Bedarf sowohl an 
Dienstleistungen als auch an Arbeitskräften sollen kleinere 
Dienstleistungsbetriebe gefördert werden, in denen Frauen nicht 
nur fachgerecht angelernt und ausgebildet werden, sondern 
später auch arbeiten können. Für ein auf diese Weise reorgani­
siertes Wohngebiet mit einem Netzwerk von kooperativen Ver­
sorgungs- und Dienstleistungen wurde bei etwa 40 Haushalten 
ein dezentraler Arbeitskräftebedarf von über 30 Personen er­
rechnet [26] . 

2 .2 ABM-Programm "Soziales Wohnumfeld" 

Die nordrhein-westfälische Landesregierung folgte ähnlichen 
Übedegungen, als sie zusammen mit dem zuständigen Landes­
arbeitsamt und der RWTH Aachen ein ABM-Programm " Soziales 
Wohnumfeld" initiierte. Es zielt auf "Maßnahmen zur Verbesse­
rung der sozialen Dienste und auf Maßnahmen zur Verbesserung 
der sozialen Infrastruktur" in Wohngebieten mit hoher Arbeits­
losigkeit . Beabsichtigt ist eine "Doppelwirkung": Neben der 
Schaffung von zusätzlichen Dauerarbeitsplätzen wird gleichzeitig 
die "Verbesserung der Lebensqualität" angestrebt. Ausgerichtet 
wird das Programm auf Arbeitnehmer, deren Beschäftigungs­
aussichten immer schwieriger werden : die "weniger qualifizierten, 
älteren und nicht mehr voll leistungsfähigen Arbeitnehmer sowie 
die langfristig Arbeitslosen und teilzeitarbeitsuchenden Per­
sonen". Bei der Auswahl für verschiedene Betätigungsfelder wird 
nicht nur die Berufserfahrung, sondern auch die "Lebenserfah­
rung" zugrundegelegt sowie "besondere Fähigkeiten und Fertig­
keiten (z. B. musische, handwerkliche, organisatorische)". An 
diesen Erfahrungen richtet sich auch der jeweilige Aufwand für 
"Einweisung und Betreuung" aus [27] . 

Diese Ansätze zu einer beruflichen Qualifizierung berücksichti­
gen erstmalig informell abgelaufene Lernprozesse, sie sollten aber 
die Chancen zu einer umfassenden beruflichen Weiterbildung 
nicht auf dem Niveau einer "Einweisung" und einer individuellen 
sozialpädagogischen Betreuung vergeben, sondern sie in die Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahme gezielt integrieren. Unter solchen 
Umständen könnte auch mit dem in der Bundesrepublik vor­
handenen Instrumentarium - versehen mit Ergänzungen wie in 
Nordrhein-Westfalen - etwas qualitativ Neues für arbeitslose 
Frauen entwickelt werden. Schließlich würde, wenn die "Be­
troffenheit" als Motivationselement vorhanden ist, auch die 
Bereitschaft zur Teilnahme und zu weiteren Initiativen steigen. 

2 .3 Neuorientierung durch "41 a"-Lehrgänge 

Seit 1979 besteht mit dem§ 41a AFG die Möglichkeit, die Teil­
nahme von Arbeitslosen an " Maßnahmen zur Verbesserung ihrer 
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Vermittlungsaussichten" zu fördern. Die Chancen, die sich mit 
solchen mehrwöchigen Vollzeit-Lehrgängen auch für die beruf· 
liehe Förderung von Frauen eröffnen könnten, wurden bisher zu 
wenig genutzt : Vom 01.08.79 bis 31.08.80 nahmen 4471 Männer 
(63%) und 2612 Frauen (37%) an solchen Maßnahmen teil, ob· 
wohl die absolute Zahl der weiblichen Arbeitslosen in diesem 
Zeitraum deutlich über der der Männer lag [28]. 

Nehmen Frauen überhaupt an solchen "41a"·Lehrgängen teil, 
besteht die Gefahr, daß sie wiederum auf die ohnehin von Ratio· 
nalisierungen bedrohten Bereiche Handel, Banken und Versiche­
rungen , Büro und Verwaltung orientiert werden, was vor allem 
der herkömmlichen Ausrichtung vieler Träger der beruflichen 
Weiterbildung nach wie vor entspricht und entgegenkommt. 
Statt dessen könnten diese Lehrgänge auf eine Palette von neuen 
Berufs- und Weiterbildungsmöglichkeiten für Frauen hinweisen. 
Mit Erfolg erprobt wurde z. B. in einem solchen Lehrgang eine 
einwöchige Phase, in der arbeitslose Frauen bei Instandsetzungs­
arbeiten in einem alten Haus halfen, das ein Frauen-Selbsthilfe­
projekt zur .,Verbesserung der Lebensqualität von Frauen" zur 
Nutzung überlassen bekommen hatte. Auf diese Weisewurde die 
Wohnqualität der dort lebenden Frauen, die zum Teil aus einem 
Frauenhaus kamen oder arbeitslos waren, verbessert und gleich­
zeitig eine neue berufliche Orientierung für die Lehrgangsteil­
nehmerinnen gegeben. Die in ·diesem, Lehrgang (Herbst '81) ent­
wickelte Motivation zur beruflichen Weiterbildung wurde aller· 
dings durch die jetzt bekannt werdenden Sparmaßnahmen der 
Bundesregierung bei vielen Frauen wieder im Keim erstickt . 

Das Problem der Kinderbetreuung war auch bei diesen Lehrgän­
gen bisher nur formal geregelt: Auch längerfristig arbeitslose 
Frauen müssen schriftlich Auskunft geben, wer ihre Kinder 
während der Arbeitszeit betreuen würde. Kann keine Betreuung 
angegeben dann steht die betroffene Frau nicht .,dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung". Nach wie vor werden daher viele 
arbeitswillige Frauen den .,Status" einer Sozialhilfeempfängerin 
einnehmen. 

Hingegen sollten aufgrunddes § 41a AFKG aber verstärkt sozial­
pädagogische Aspekte in berufliche Weiterbildungslehrgänge 
integriert werden, die bisher fast nur in Modellversuchen Berück­
sichtigung finden konnten. Soziales Lernen im weitesten Sinn, 
verzahnt mit Lern- und Arbeitstechniken, würde helfen, die viel­
fältigen Probleme, mit denen un- und angelernte Arbeitslose bei 
einem Eintritt in eine längerfristige Weiterbildungsmaßnahme 
noch belastet sind, zu bewältigen . 

3. Hauswirtschaftliche Berufsbildung - neu konzipiert 

Hauswirtschaft ist eines derjenigen Weiterbildungsangebote, das 
eine stets hohe Teilnehmernachfrage findet, ob in städtischen 
Ballungsgebieten oder in ländlichen Regionen . Am Beispiel der 
hauswirtschaftliehen Berufsbildung soll verdeutlicht werden, in 
welcher Weise die berufliche Qualifizierung von arbeitslosen 
Frauen verbunden werden kann mit der sozialen und räumlichen 
Verbesserung ihres Wohnumfeldes und der längerfristigen Be­
schaffung von Arbeitsplätzen. 

Wohl als d e r typische Beieich für Frauen überhaupt, haben 
Lehrgänge zum/zur Hauswirtschafter/in den Vorteil, daß sie auf­
bauen auf den Alltags- und Lebenserfahrungen der Frauen . Die 
große Nachfrage nach diesen Lehrgängen ist einerseits darauf 
zurückzuführen, daß sich die Frauen hier ein Weiterlernen zu­
trauen. Ein weiterer wesentlicher Grund liegt jedoch darin, daß 
hier ein beruflicher Abschluß erreicht werden kann, der das 
Stigma der berufslosen .,Nur-Hausfrau" auflöst. Durch die 
Prüfung zur Hauswirtschafterin kann die Frau eine Berufsaus­
bildung vorweisen . Eine derartige Qualifizierung der bisher im 
Schatten unserer Volkswirtschaft [29] geleisteten Hausarbeit 
bietet - für sich genommen - allerdings nur geringe Möglich ­
keiten, dem Wunsch und der häufig vorhandenen Notwendigkeit 
nach außerhäuslicher Berufstätigkeit nachzukommen. 

Die Prüfungsausschüsse für Hauswirtschafter l innen, in denen der 
Deutsche Hausfrauen-Bund die Arbeitgeber-Seite vertritt, orien­
tieren sich bei ihren Aufgabenstellungen erfahrungsgemäß an 
4-Personen-Haushalten, also an der Kleinfamilie, und erschweren 
dadurch eine von den Arbeitsverwaltungen erwünschte Ausrich­
tung der Ausbildung an den Bedürfnissen von größeren Haushal­
ten in sozialen und pflegerischen Einrichtungen, in Hotels, Pen­
sionera oder sonstigen einschlägigen Dienstleistungsbetrieben, 
auch in selbstverwalteter Form (vgl . Kap. 5). 

Einige Ansatzpunkte für eine neue Konzeption der Aus- und 
Weiterbildung in der Hauswirtschaft sollen im folgenden entfaltet 
werden. 

3.1 Hauswirtschaftliches Grundwissen 

Die Verbreitung hauswirtschaftliehen Grundwissens in den be­
stehenden Weiterbildungsangeboten darf nicht dazu führen, daß 
die Frauen nur qualifiziert werden, damit sie ihre - so festge­
schriebene - Doppelbelastung noch perfekter bewältigen . Viel-
mehr sollte eine derartige Weiterbildung vorbereiten auf Verän­
derungsprozesse, in deren Rahmen Arbeitszeitverkürzungen für 
Frauen und Männer sich mit einer Aufwertung gemeinsamer 
Arbeit im privaten Reproduktionsbereich verbinden. Hauswirt- .• . 
schaftliches Grundwissen setzt bei subjektiv empfundenen Weiter­
bildungsbedürfnissen an, z. B. beim Kochen, Nähen, Pflegen, 
Gerätetechnik. Aus der Praxis der Volkshochschulen wird belegt, 
daß solche Lehrgänge, die jeweils etwa 30 Unterrichtsstunden 
umfassen, zur Teilnahme an Folgelehrgängen in intensiverer 
Form, z. B. mit tägl ichem Unterricht, motivieren können . Eine 
besondere Werbung für solche Grundkurse sollte sich künftig 
an Männer wenden, damit diese lernen, partnerschaftlieh in ver­
schiedenen Bereichen mit Frauen zu arbeiten. 

3 .2 Hauswirtschafter/in : Struktur des Lehrangebots 

Hauswirtschaft, in Teilzeit- und Vollzeit-Lehrgängen angeboten, 
kann auch als Baukastensystem konzipiert werden. Zur Zeit 
laufen Teilzeitmaßnahmen entweder abends, also berufsbeglei -
tend, oder als Vormittagskurse für Hausfrauen (und -männer). 
Auch im Blockunterricht kann hauswirtschaftliche Berufs­
bildung abschlußbezogen unterrichtet werden. Besondere Be­
rechtigung erhält ein Lehrgang .,Hauswirtschafter/in" für den 
Adressatenkreis Arbeitslose , wenn er in Vollzeitform tagsüber 
stattfindet. Bei einer täglichen Lehrgangsdauer von fünf Unter­
richtsstunden würde eine Reihe der bekannten Probleme, die 
Frauen bei der Teilnahme an Vollzeitlehrgängen zu bewälti- -
gen haben, erleichert werden (Versorgung der Kinder, konsum­
gerechtes Einkaufen u. ä.). Vorausgesetzt ist dabei hauswirt­
schaftliches Grundwissen und in der Regel eine 5 J6jährige 
praktische Haushaltsführung im eigenen oder fremden Haushalt. 
Innerhalb eines halben Jahres Lehrgangsdauer bei etwa 550 bis 
600 Unterrichtsstunden kann in einem überschaubaren Zeitraum 
das Lehrgangsziel, die Prüfung zum/zur ,.Hauswirtschafter/ in" 
erreicht werden. 

Enthalten in diesem Stundenvolumen sind auch 80 bis 100Stun­
den .,zur Verbesserung der Verm ittlungsaussichten " nach Be­
endigung des Lehrgangs, wie sie nach § 41a ÄFKG gefördert 
werden können, damit neben der beruflichen Qualifizierung im 
engeren Sinn auch eine bessere Bewältigung der bisherigen und 
der zu planenden neuen Lebenssituation ermöglicht wird. Unter­
richtseinheiten wie Verbraucherkunde, Mietrecht, Umgang mit 
Geld, Arbeitsplanung, soziale Aufgaben in der häuslichen Ge­
meinschaft sind nur einige Beispiele dafür, daß hier berufliche 
Qualifizierung unmittelbar mit sozialpädagogischer Arbeit im 
Unterricht verbunden werden kann, wenn das Zeitvolumen 
insgesamt ausreichend bemessen wird . 

Um anschaulich zu machen, wie das hier beschriebene Baukasten­
system zusammen mit " 41a" -Lehrgängen aufgebaut werden 
könnte, sei die folgende Grafik vorgestellt : 
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bereich/ Bau 

150 Std. 

Die bisher üblichen Zulassungsvoraussetzungen für die Berufsab­
schlußprüfung .. Hauswirtschafter/in" gehören zu den wenigen, 
bei denen nicht bezahlte einschlägige Tätigkeiten in dem Beruf 
nach § 40,2 Berufsbildungsgesetz anrechnungsfähig sind. Diese 
Anrechnungspraxis könnte Vorbild werden für andere Berufs­
bereiche, mit deren Hilfe eine Verbesserung der Lebensqualität 
im Stadtteil erreicht werden könnte, wenn sie (wieder) dezentral 
und gegen Bezahlung angeboten werden würden. Hierzu gehören 
konsumnahe Handwerksberufe, insbesondere ein reparatur­
orient iertes Bauhandwerk, aber z. B. auch die verschiedensten 
Gesundheits- und Erziehungsberufe. 

A Langjährige Pflege eines behinderten, kranken oder alten Fami­
W lienangehörigen oder Nachbarn könnte als berufliche Erfahrung 

angerechnet werden . Auch wenn diese Art von Einsatz unbe­
zahlte Arbeit darstellt, bedeutet sie für diejenigen, die sie ge­
leistet haben, eine informell erworbene Qualifikation, die weiter· 
entwickelt werden kann . Im Rahmen von Nachbarschaftshilfe 
oder Selbsthilfe wird diese .. typisch weibliche" Tätigkeit, auch 
wenn sie viel Zeit und Kraft kostet und z. B. nur noch eine be· 
zahlte Halbtagstätigkeit .. nebenbei" erlaubt, nicht finanziell 
abgegolten, sondern von der Frau fast als selbstverständlich er­
wartet [30]. Die Reinigung fremder Wohnungen dagegen wird in 
der Regel als .. Schwarzarbeit" betrachtet und bezahlt, da hier 
nicht der soziale Aspekt hervorgehoben werden kann . Letztere 
Erfahrungen könnten z. B. angerechnet werden auf eine Weiter­
bildung zu einem Abschluß im staatlich anerkannten Beruf 
.. Gebäudereiniger/in". 

Ähnliches gilt auch für die langjährige selbständige Pflege eines 
größeren Gartens. Als Basisqualifikation würde sie für gärtne­
rische und/oder landwirtschaftliche Berufe anrechenbar. Bereits 
jetzt sind Marktlücken für den biologischen Landbau erkenn­
bar [31]. Bezogen auf ein Wohngebiet könnte mit dem Anbau 
von Obst und Gemüse auch eine Lebensmittelkooperative ver­
bunden werden, wo eine nachfragerelevante Qualifikationsver­
wendung gleichzeitig auch zur Verbesserung nachbarschaftlicher 
Beziehungen beiträgt [32] . 

Hauswirtschaft/ 
Textil/Ernährung 

150 Std. 

Hauswirtschaft/ 
Gartenbau/ 
Landwirtschaft 

150 Std. 

etwa 550-600 Std. 

Männer und Frauen, die in Selbst- und Nachbarschaftshilfe beim 
Bau oder der Instandsetzung - bezahlt oder unbezahlt - gear­
beitet haben, sollten ebenfalls von dieser Praxis in der beruflichen 
Weiterbildung profitieren können. Lehrgänge, die auf diesen 
Kenntnissen aufbauen, sind kürzer, vor allem werden dadurch 
mehr Interessenten für eine Teilnahme gewonnen. Eine Reihe von 
Bauberufen bieten sich in diesem Zusammenhang auch für Frauen 
an ; dies ist im internationalen Kontext längst erprobt [33]. 

Der deutliche Trend der Bundesländer, Restriktionen im Bereich 
des Arbeitsschutzes zu lockern, muß angesichts zukünftiger Be­
schäftigungsmöglichkeiten für Frauen begrüßt werden . Einfache 
Reparatur- und Helfertätigkeiten können von Frauen ebenso gut 
erlernt und ausgeführt werden wie von Männern. Dies insbeson­
dere dann, wenn Hand in Hand mit einer solchen, als ersten Bau­
stein zu verstehenden Ausbildung persönl iche außerberufliche 
Erfahrungen vorhanden sind und anerkannt werden. Vor allem 
sind solche Weiterbildungsgänge vorzuschlagen für Teilnehme­
rinnen, die im Stadtteil oder der Wohnregion die erworbenen 
Fähigkeiten im Instandsetzungsbereich erproben können und 
dadurch Beschäftigung erhalten . 

Damit diejenigen, die weiterlernen wollen, auch ein Angebot vor­
finden, ist es notwendig, weitere Bausteine für andere Tätigkeits­
bereiche im Stadtteil zu konzipieren, z. B. Hausmeister/in [34] 
oder Energieberater/in. 

5. Arbeitsplätze in selbstverwalteten Kleinbetrieben 

Schließlich muß man sich damit befassen, auch Lehrangebote 
zur Unternehmensführung für gemeinwirtschaftliche oder andere 
kooperative Betriebsformen zu schaffen und in das Baustein­
system einzufügen; arbeitslose Frauen brauchen nämlich nicht 
nur neue und andere Qualifikationen, sondern auch neue Formen 
der Arbeitsorganisation, um einer Beschäftigung nachgehen zu 
können [35]. Folgt man europäischen Erfahrungen, so könnten 
die noch fehlenden Arbeitsplätze für die neuen Qualifikationen 
durch eine Gründung von Kleinbetrieben in selbstverwalteter 
Form geschaffen werden [36]. 
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Arbeitnehmer/innen, die vor ihrer Arbeitslosigkeit ohne Berufs­
ausbildung ganz unten in der betrieblichen Hierarchie gearbeitet 
haben, werden lernen müssen, ihre eigenen Arbeitsbedingungen 
humaner zu gestalten, als sie es an ihren früheren oft gesundheits­
gefährdenden Arbeitsplätzen kennengelernt haben. Betriebe, in 
denen die familiäre Situation, die Gesundheit, Motivation und 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer/innen nicht weniger wichtig 
sind als der Umsatz, könnten insbesondere den Frauen aus den 
ärmeren Bevölkerungsgruppen eine neue Chance zu einer um­
fassenden beruflichen, gesundheitlichen und sozialen Entfaltung 
am Arbeitsplatz bieten . 
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Dr. Würzen : .,Im Rahmen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
soll das Sozialprodukt in zusammengefaßter Form ein Bild der wirt­
schaftlichen Leistung einer Volkswirtschaft wiedergeben." . .. Ent-
sprechend den .,Empfehlungen internationaler Organisationen" -
. .. .,wird die Tätigkeit der Hausfrauen im privaten Bereich in die e 
Berechnung des Bruttosozialprodukts nicht einbezogen . Aus dieser 
statistischen Abgrenzung" .. . .,ergibt sich allerdings kein Werturteil 
über die Bedeutung der Arbeit der Hausfrau ." Deutscher Bundestag, 
9 . Wahlperiode, 11. Sitzung, Bann. Mittwoch, den 17.12.1980. 
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[31) Selbsthilfegruppen im Gesundheits- und Sozialwesen kommen, wenn 
sie staatlich gefördert werden, auch in den Konflikt, als für den Staat 
preiswerte Förderungsobjekte größerer sozialer und sonstiger Kon­
trolle ausgeliefert zu sein . Eine kritische Würdigung dieses Konflikt­
feldes enthält: Müller, Siegfried, Der Leviathan wird bürgernah -
Perspektivenwechsel in der öffentlichen Sozialarbeit. ln: Neue 
Praxis.Jg.11 (19B1), Heft4,S.279-290. 
Die billigere häusliche Krankenpflege, auch auf der Basis ehrenamt­
licher Hausfrauenarbeit in Sozialstationen, wird z. B. im Konzept des 
Berliner Senats zur Einsparung von Betten und Arbeitsplätzen in 
den Krankenhäusern eingeplant. Vorlage zur Beschlußfassung über 
häusliche Krankenpflege im Rahmen sozialer Dienste (Sozialstatio­
nen), Abgeordnetenhaus von Berlin, 9. Wahlperiode, Drucksache 9/ 
207, 20.11.1981. 

[32) So wurde im Rahmen eines Projektes zur Humanisierung des· Arbeits­
lebens mit dem Titel .,Modellarbeitsplätze für Behinderte in Werk­
stätten in Berlin (West)" durch eigene Marktforschung eine Markt­
lücke hierbei entdeckt. Die fertige Planungsvorlage für die landwirt­
schaftlichen Arbeitsplätze umfaßt .,die Konzepte zur Produktions­
methode, zur Betriebs- und Wohnform, zu Vertrieb und Energie­
versorgung, zum Personenkreis und zur beruflichen Bildung der Be­
hinderten" als einen Gesamtzusammenhang. Bundeszentrum Huma­
nisierung des Arbeitslebens und VHS Charlottenburg (Hrsg.) : .,Hu-
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manosoerung des Arbeitslebens", Forschung und Umsetzung in 
Berlin (West). Berlin 1981, S. 25-26. 
In seinem Referat über .. Die auf neue Formen der Arbeit und der 
Entwicklung vorbereitende ständige Weiterbildung" wies Andre 
Bautin auf einer CEDEFOP-Tagung (vgl. Anm . [24]) auf erste Er­
fahrungen in Frankreich hin: .,Die Ökologie könnte eine kulturelle 
Veränderung sein, die Produktion, Verbrauch und Weiterbildung 
grundlegend umwandelt . Es bestehen bereits Lehrgänge über biolo­
gische Landwirtschaft ." Konferenz-Unterlage 2.1, hg. CEDEFOP. 
Berlin Oktober 1980. 

[33] Zu amerikanischen Erfahrungen mit Lebensmittelkooperativen von 
Frauen , vgl. Hayden, D. ; a.a.O ., S. 50 . 

[34] Adam, K. : Women's Development Corporation . ln : ARCH + 60 
(Dezember 1981), S. 15-17 sowie den Tagungsbericht über .. Neue 
Formen und Inhalte der Weiterbildung im Sanierungsbereich", 
Berlin, 05}06 .12.1981, der demnächst vom CEDEFOP herausge­
geben wird . 

• Beate Hesse 
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[35] Für die Ausübung der Tätigkeit .,Hausmeister/in" gibt es keine ge­
regelten Voraussetzungen , wie z. B. abgeschlossene Lehre oder 
Meisterprüfung. Diese Tätigkeit wird z. B. im öffentlichen Dienst 
in der Regel besser bezahlt als die einer ausgebildeten Hauswirt­
schafterin. 

[36] Beck-Gernsheim, E. und Ostner, J .: Frauen verändern - Berufe 
nicht? Ein theoretischer Ansatz zur Problematik von .. Frau und 
Beruf". ln: Soziale Weit, Jg. 29 (1978). 

[37] Positive Erfahrungen mit solchen kooperativen oder genossen­
schaftlichen Organisationsformen wurden in einer Studie des 
CEDEFOP zusammengetragen, die sich mit dem Zusammenhang 
von Arbeitslosigkeit, Berufsbildung und Verbesserung der Infra­
struktur befaßt . CEDEFOP (Hrsg.) : Formation et creation 
d 'activites. Etude sur trois Etats membres (France-ltalie-Royaume­
Uni) de Ia situation relative a Ia cn!ation, au maintien ou a Ia n!habi­
litation d'activites productives et de service et du rille que peut 
jouer Ia formation continue dans cette perspective. Berlin 1980, 
2. Auflage. 

ein Instrument zum Abbau der Benachteiligungen 
von Frauen im Beruf 

Massive Bildungswerbung und erhöhte Ausgaben im Bildungs­
wesen haben in den letzten Jahren dazu beigetragen, das Bil ­
dungsniveau von Frauen deutlich anzuheben. Mehr Mädchen als 
Jungen erreichen heutzutage den Haupt· und Realschulabschluß ; 
in den Gymnasien beträgt der Mädchenanteil knapp 50 Prozent . 
Der Anteil der weiblichen Studienanfänger in den Hochschulen 
und Universitäten stieg von rund 33 Prozent im Jahr 1970 auf 
fast 40 Prozent im Jahr 1980. Weniger gut sind die Chancen 
junger Frauen , einen Ausbildungsplatz zu bekommen, der eine 
gesicherte berufliche Perspektive bietet. Ihr Anteil an den Aus-

azubiidenden liegt heute bei knapp 38 Prozent (1973: 35%). Und 
Wein Hauptproblem ist immer noch die Konzentration der Frauen 

auf ein relativ enges Spektrum von Berufen . 

Insgesamt gilt jedoch, daß immer mehr Frauen über einen beruf­
lichen Abschluß verfügen und das Problem , überhaupt keinen 
Berufsabschluß vorweisen zu können , immer mehr ein Problem 
der älteren Frauengeneration ist. Nach einer 1981 veröffentlich· 
ten Untersuchung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor· 
schung zum Bildungsstand der Wohnbevölkerung (1], besitzen 
zwei Drittel der Frauen im Alter zwischen 60 und 64 Jahren 
keinen beruflichen Abschlu ß, bei den 20- bis 24jährigen Frauen 
ist es dagegen nur noch ein Drittel der Wohnbevölkerung . Noch 
stärker hat die Zahl der erwerbstätigen Frauen abgenommen , 
die ohne formalen beruflichen Abschluß sind: Bei den jüngeren 
Frauen im Alter von 25 bis 35 Jahren sind heute rund drei Viertel 
beruflich qual ifiziert, und auch die Zahl der Frauen mit höheren 
Qualifikationen hat deutlich zugenommen . Von 1970 bis 1978 
verdoppelte sich der Anteil der Hoch- und Fachhochschulabsol ­
ventinnen an den 30- bis 35jährigen erwerbstätigen Frauen von 
5,1 auf 11 ,7 Prozent (Mäl')ner : auf 15 %) . 

Trotz des angestiegenen Bildungsniveaus sind Frauen im Arbeits­
leben in vieler Hinsicht benachteiligt . Am offensichtlichsten 
drückt sich dies in der geringeren Entlohnung aus. 1981 betrug 
der durchschnittliche Bruttostundenverd ienst in der Industrie 
bei Arbe iterinnen DM 11 ,-, bei A rbeitern DM 15,15 - die 

Bruttostundenverdienste der Frauen lagen damit um 27,4 Pro­
zent unter denen der Männer. Im Vergleich dazu betrug im Jahr 
1950 der Abstand sogar noch 36,2 Prozent. 

Bei den Angestellten liegen die Monatsgehälter von Frauen seit 
Jahrzehnten ungefähr ein Drittel unter denen der Männer ( 1978: 
35,3 %; 1950 : 38,2 %). Ein Teil . dieser Differenz erklärt sich durch 
kürzere regelmäßige Arbeitszeiten (Teilzeitarbeit). Die schlech­
tere Situation der weiblichen Angestellten laßt sich vor allem 
auch an den Zahlen zur Eingruppierung abschätzen: So befin­
den sich 54,2 Prozent der Frauen in den beiden niedrigsten 
Gehaltsgruppen IV und V während nur 14,6 Prozent der ange­
stellten Männer dort eingestuft sind. In der höchsten Gehalts­
gruppe sind nur 7,6 Prozent der weiblichen aber 38,0 Prozent 
der männlichen Angestellten eingestuft (2] . 

Es ist festzustellen, daß sich die Spanne zwischen Frauen- und 
Männerverdiensten in den letzten Jahren nur unwesentlich ver­
ringert hat . Diese Entwicklung steht in krassem Mißverhältnis 
zu dem starken Aufholen der Frauen im Bildungs- und Aus· 
bildungsbereich. 

Begründungen des Entlohnungsuntersch ieds zwischen Männern 
und Frauen, die sich ausschließlich auf das unterschiedliche 
Qual ifikations- und Ausbildungsniveau berufen, werden damit 
in zunehmendem Maße fragwürdiger. J. Langkau stellt hierzu in 
seiner Untersuchung über die .,Lohn - und Gehaltsdiskriminie­
rung von Arbeitnehmerinnen in der Bundesrepublik Deutsch­
land" (3] fest, daß die Benachteiligung der Frauen weniger ein 
Problem der direkten Einkommensdiskrim inierung ist, sondern 
ihre Hauptursachen in der sogenannten Arbeitsplatzdiskrimi ­
nierung liegen. Arbeitsplatzdiskrimin ierung heißt, daß Frauen 
weniger Aufstiegschancen haben als Männerund .,Frauen immer 
noch Tätigkeiten zugewiesen bekommen,die nicht ihrer Bildung, 
Ausbildung und Berufserfahrung entsprechen." Frauen befinden 
sich weitaus häufiger als Männer in sogenannten Sackgassenposi ­
tionen, die keinen beruflichen Aufstieg ermöglichen . ln Führungs-


